Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11094 


19. 06. 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Heuer, Ulla Jelpke, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/2768 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Bannmeilenregelung 


A. Problem 

Das Bannmeilengesetz und $ 16 des Versammlungsgesetzes ver- 
bieten zum Schutz der Gesetzgebungsorgane des Bundes und des 
Bundesverfassungsgerichts in einem bestimmten, räumlich fest- 
gelegten Bannkreis grundsätzlich das Abhalten öffentlicher Ver- 
sammlungen und Aufzüge. Dieses Verbot ist gemäß § 106 a StGB 
strafbewehrt. Diese Regelungen sind in den vergangenen Jahren 
mehrfach kritisiert worden. Dabei stellten sich insbesondere die 
Fragen 

- der Zeitgemäßheit der entsprechenden Regelungen in einer 
demokratischen modernen Gesellschaft, 

- der Verhältnismäßigkeit einer strikten Bannmeilengrenze im 
Hinblick auf die Grundrechte der Meinungs- und Versamm- 
lungsfreiheit, 

- der Praktikabilität der Bannmeile im Hinblick auf polizeitak- 
tisches Verhalten. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf wird abgelehnt. Er würde den gesamten 
Schutz, den das Bannmeilengesetz dem Parlament und den 
einzelnen Abgeordneten bietet, aufheben und ist damit zu weit- 
gehend. 


Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs. 


D. Kosten 

Sind derzeit nicht zu ermitteln. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/2768 - abzulehnen. 


Bonn, den 18. Juni 1998 

Der Ausschuß für Wahlprüfung r Immunität und Geschäftsordnung 

Dieter Wiefelspütz Anni Brandt-Elsweier 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Anni Brandt- Elsweier 


1. Der Deutsche Bundestag hat am 12. Dezember 
1996 den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/2768 
dem Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) zur federführen- 
den Beratung sowie dem Innen- und dem Rechts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Stellungnahme 
vom 11. Juni 1997 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS die Ablehnung des Gesetzent- 
wurfs empfohlen. 

Der Rechtsausschuß hat mehrheitlich ebenfalls die 
Ablehnung empfohlen; bei Abwesenheit der Ver- 
treter der Fraktion der F.D.P. und der Gruppe der 
PDS hat sich dabei die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN der Stimme enthalten. 

Der 1. Ausschuß hat den Gesetzentwurf in seinen 
Sitzungen am 16. Januar 1997 und am 28. Mai 
1998 beraten. Er empfiehlt einstimmig, bei Abwe- 
senheit der Gruppe der PDS, die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs. 

2. Das Bannmeilengesetz bezweckt nach herrschen- 
der Meinung den besonderen Schutz der Arbeits- 
und Funktionsfähigkeit des Parlaments. Ziel ist 
dabei der Schutz der Abgeordneten vor physischer 
Gewalt und dem „Druck von der Straße". Es ist 
mithin der Ausdruck der repräsentativen Demo- 
kratie und des freien Mandats (Artikel 38 GG). 


Bonn, den 18. Juni 1998 


Der 1. Ausschuß hatte sich bereits in der 12. Wahlpe- 
riode mit der Frage befaßt, ob und inwieweit die gel- 
tenden Bestimmungen zur Bannmeile noch sinnvoll 
und zeitgemäß sind. Anlaß war seinerzeit ein Ge- 
setzentwurf der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN auf Drucksache 12/4530, der ebenfalls eine 
Aufhebung des Bannmeilengesetzes zum Ziel hatte. 
Der 1 . Ausschuß hat dazu eine Öffentliche Anhörung 
durchgeführt, bei der die eine Hälfte der Sachver- 
ständigen die Ansicht vertrat, das Bannmeilengesetz 
passe nicht mehr in eine moderne demokratische 
Gesellschaft, während die andere Hälfte der Auffas- 
sung war, das Gesetz habe sich bewährt. Auf die 
Darstellung der dazu vorgetragenen Argumente in 
Drucksache 12/7857 wird Bezug genommen. Im Er- 
gebnis erschien dem 1. Ausschuß der Gesetzentwurf 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als zu 
weitgehend und er empfahl dessen Ablehnung. 

Diese Sichtweise hat der 1. Ausschuß beibehalten. 
Die Mehrheit hält eine vollkommene Abschaffung 
der Bannmeilenregelung für nicht zweckmäßig 
und auch nicht notwendig. Allerdings wird die 
gegenwärtig geltende Regelung für Bonn mit dem 
Umzug des Deutschen Bundestages nach Berün 
ohnehin obsolet werden. Über eine Bannmeilen- 
regelung für Berün muß noch entschieden werden. 
Dabei besteht im 1. Ausschuß weitgehend Einver- 
nehmen, daß diese Regelung flexibler ausgestaltet 
werden muß als die bisher geltende. So könnte 
beispielsweise erwogen werden, das Verbot für 
Versammlungen und Aufzüge nicht mehr gene- 
rell, sondern nur noch für die Sitzungstage des 
Deutschen Bundestages anzuordnen. 


Anni Brandt-Elsweier 

Berichterstatterin 
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